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Entzug eines Stadtratsmandats in der Stadt Bad Sulza

Am 29. April 2018 wurde Dirk Schütze zum Bürgermeister der Stadt Bad 
Sulza gewählt. Nach § 25 Abs. 3 Satz 2 des Thüringer Kommunalwahl-
gesetzes (darauf weist auch das Thüringer Ministerium für Inneres und 
Kommunales in seinen "Informationen für die Parteien, Wählergruppen 
und Einzelbewerber, Bürgerinnen und Bürger" zu den Thüringer Kom-
munalwahlen vom 7. April 2016 hin) beginnt "die Amtszeit des Neuge-
wählten ... nicht vor Ende des Beamtenverhältnisses seines Vorgängers."

Mit Verweis auf die erfolgte Bürgermeisterwahl am 29. April 2018 und 
die Annahme der Wahl durch Herrn Schütze am 5. Mai 2018 wurde er 
als Mitglied des Stadtrats von der Stadtverwaltung Bad Sulza für die am 
24. Mai 2018 stattfindende Stadtratssitzung nicht geladen. Obwohl die 
Amtszeit als Bürgermeister erst am 1. Juli 2018 beginnt und Herr Schüt-
ze gegen die Nichtladung als Stadtratsmitglied protestierte, vereidigte der 
noch amtierende Bürgermeister der Stadt Bad Sulza während der Sit-
zung des Stadtrates am 24. Mai 2018 einen Nachfolger per Handschlag.
Dirk Schütze verlor damit unfreiwillig sein Stadtratsmandat, beziehungs-
weise es wurde ihm durch den noch amtierenden Bürgermeister gegen 
seinen Willen entzogen. Der noch amtierende Bürgermeister verwies auf 
eine Einschätzung der Kommunalaufsicht, wie ich der Thüringer Allge-
meinen, Apolda, am 26. Mai 2018 entnommen habe.
Die Stadt Bad Sulza und die örtliche Kommunalaufsicht des Landkreises 
Weimarer Land unterliegen der Rechtsaufsicht des Landes.

Ich frage die Landesregierung:

1.	 Mit welcher rechtlichen Begründung verlor nach Kenntnis der Landes-
regierung Dirk Schütze sein Stadtratsmandat in der Stadt Bad Sulza, 
obwohl seine Amtszeit als Bürgermeister erst am 1. Juli 2018 beginnt?

2.	 Wie bewertet die Landesregierung diesen Vorgang?

3.	 Welche rechtlichen Konsequenzen ergeben sich gegebenenfalls für 
die Beteiligten?

4.	 Welche rechtsaufsichtlichen Maßnahmen hält die Landesregierung 
gegebenenfalls für erforderlich?
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